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Sachverhalt

Die X. SA ist eine Aktiengesellschaft 
unter schweizerischem Recht mit Sitz 
in Z. Gesellschaftszweck ist der Kauf und 
Verkauf aller möglichen Erzeugnisse 
samt den zugehörigen Tätigkeiten.

Im Rahmen ihrer Tätigkeit kauft X. 
Parfum im Ausland ein, importiert es in 
die Schweiz und führt es danach gemäss 
den über ihre Website eingegangenen 
Bestellungen nach Frankreich aus. Der 
Betrieb beschäftigt insgesamt 26 Mit-
arbeiter. Dieses Personal setzt sich fast 
ausschliesslich aus französischen Grenz-
gängern zusammen.

Am 9. April 2011 beantragte X. eine 
Sonderbewilligung für Karfreitag, 22. 
April 2011, in der Absicht, acht Mitar-
beiter von 9 bis 14 Uhr arbeiten zu las-
sen. Die zuständige kantonale Be hörde 
verweigerte die Befugnis. X. schloss 
ihren Betrieb am betreffenden Tag.

Am 18. Mai 2011 reichte X. beim Ver-
waltungsgericht erster Instanz des Kan-
tons Genf Klage ein mit der Forderung, 
festzustellen, dass sie berechtigt sei, ihr 
Personal am Karfreitag, wie auch an 
allen übrigen in Frankreich gültigen 
Werktagen, zur Arbeit zu bitten.

Die Klage wurde mit der Begründung 
abgelehnt, dass Abweichungen von der 
allgemeinen Regel des Arbeitsverbots 
für Sonn- und Feiertage möglichst ein-
schränkend zu handhaben seien und die 
Klägerin vorrangige Bedürfnisse ihrer 
Kunden zur Rechtfertigung einer Aus-
nahme nicht geltend machen könne, da 
rein wirtschaftliche Interessen durch die 
Gesetzesbestimmungen nicht geschützt 
seien.

Aus den Erwägungen

3. Als erstes wirft X. der Vorinstanz vor, 
das Bundesrecht falsch gedeutet und 

angewendet zu haben. Nachdem fest-
steht, dass seitens der Kundschaft am 
Karfreitag eine ganz besonders starke 
Nachfrage besteht und die Schwierig-
keit, dem Andrang gerecht zu werden, 
X. grosse Unannehmlichkeiten bereitet 
und ihre Marktstellung gefährdet, ist X. 
der Meinung, es bestehe ein dringen-
des Bedürfnis, ihr Personal am betref-
fenden Tag arbeiten zu lassen.

3.1 Das Arbeitsgesetz verbietet grund-
sätzlich die Arbeit am Sonntag (Art. 18 
Abs. 1 ArG). Der Nationalfeiertag gilt als 
Sonntag. Daneben haben die Kantone 
das Recht, bis höchstens acht Feiertage 
im Jahr nach freier Wahl dem Sonntag 
gleichzustellen (Art. 20a Abs. 1 ArG). Der 
Kanton Genf hat den Karfreitag zum 
Feiertag erklärt.

Art. 19 ArG sieht unter Berücksichti-
gung von Art. 20a Abs. 1 ArG die Aus-
nahmen vom Verbot der Sonntagsarbeit 
vor. Diese können regelmässig wieder-
kehrend (Art. 19 Abs. 2 ArG) oder vor-
übergehend (Art. 19 Abs. 3 ArG) sein. 
Letzterer Fall wird bewilligt, wenn ein 
dringendes Bedürfnis nachgewiesen 
wird, wobei der Arbeitgeber dem Ar-
beitnehmer einen Lohnzuschlag von 
50 Prozent zu bezahlen hat. Im Übrigen 
darf der Arbeitnehmer nicht ohne sein 
Einverständnis zur Sonntagsarbeit her-
angezogen werden (Art. 19 Abs. 5 ArG).

3.2 Was unter einem dringenden Be-
dürfnis zu verstehen ist, das zur Bewil-
ligung der Sonntagsarbeit im Sinne von 
Art. 19 Abs. 3 ArG führen kann, ist in 
Art. 29 der zugehörigen Verordnung 
Nr. 1 definiert.

3.3 Ausnahmen vom allgemeinen Ar-
beitsverbot an Sonn- und Feiertagen 

sind in jedem Fall möglichst einschrän-
kend und nicht möglichst grosszügig 
zu interpretieren, auch wenn die Ge-
wohnheiten der Konsumenten sich seit 
der Verabschiedung des Gesetzes ge-
wandelt haben mögen. Jedenfalls darf 
der Richter bei der Beurteilung einer 
Ausnahme vom sonntäglichen Arbeits-
verbot keine nachgiebige Haltung ein-
nehmen, weil sonst der in Art. 18 ArG 
ausdrücklich verankerte Grundsatz sei-
ner Substanz beraubt wird.

Anlässlich jüngerer Revisionen hat 
der Gesetzgeber das strenge Arbeits-
verbot für Sonn- und Feiertage etwas 
gelockert. So sieht etwa Art. 19 Abs. 6 
vor, dass die Kantone höchstens vier 
Sonntage pro Jahr bezeichnen können, 
an denen Arbeitnehmer in Verkaufsge-
schäften ohne Bewilligung beschäftigt 
werden dürfen. Neueren Datums ist 
auch Absatz 3, demgemäss Sonntags-
arbeit vorübergehend zulässig ist, sofern 
ein dringendes Bedürfnis nachgewie-
sen wird. In einem solchen Fall braucht 
die behördliche Bewilligung also nicht 
mehr eingeholt zu werden. Ausserhalb 
dieser besonderen Ausnahme bleibt je-
doch das Arbeitsverbot an Sonn- und 
Feiertagen in aller Form bestehen.

3.4 Im vorliegenden Fall konnte X., wie 
vom Gericht hervorgehoben, weder 
unvoraussehbare Arbeiten noch Prob-
leme der öffentlichen Sicherheit oder 
technische Gründe zur Rechtfertigung 
ihres Ausnahmegesuches anführen. Es 
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bleibt somit höchstens abzuklären, ob 
eine allfällige kurzfristige Gegenwart 
von Arbeitnehmern wegen eines ge-
sellschaftlichen, kulturellen oder sport-
lichen Anlasses im Rahmen lokaler Sitten 
und Bräuche oder spezifischer Bedürf-
nisse der Kundschaft wünschenswert 
war. X. weist zwar auf den besonderen 
Andrang am Karfreitag hin, kann sich 
aber auf kein besonderes gesellschaft-
liches oder sonstiges Ereignis berufen, 
aus dem sich die vermehrte Nachfrage 
erklären und eine Ausnahmebewilli-
gung rechtfertigen liesse. Die Tatsache, 
dass der Karfreitag in ihrem Hauptab-
nehmerland Frankreich kein Feiertag ist, 
stellt keinen genügenden Grund für eine 
Ausnahme im Sinne von Art. 27 ArGV 1 
dar. Offensichtlich sind die mit Art. 27 
ArGV 1 umschriebenen Anwendungs-
bedingungen für Art. 19 Abs. 3 ArG nicht 
erfüllt. Zu Recht hat das Gericht X. die 
Notwendigkeit einer Ausnahmeerlaub-
nis nicht zugestanden.

3.5 Weiter macht X. Art. 28 ArGV 1 mit 
dem Hinweis geltend, dass sie wegen 

des Arbeitsverbots am Karfreitag ge-
genüber ihren Konkurrenten in Frank-
reich, die sich an die gleiche Kundschaft 
richten und am betreffenden Tag ar-
beiten dürfen, wichtige Marktanteile 
verliere.

Art. 28 ArGV 1 definiert die Unent-
behrlichkeit regelmässiger oder perio-
discher Sonntagsarbeit im Hinblick auf 
Art. 19 Abs. 2 ArG. Eine wirtschaftliche 
Unentbehrlichkeit liegt nach Art. 28 
ArGV 1 namentlich dann vor, wenn die 
Konkurrenzfähigkeit gegenüber Län-
dern mit vergleichbarem sozialem Stan-
dard wegen längerer Arbeitszeiten oder 
anderer Arbeitsbedingungen im Aus-
land erheblich beeinträchtigt ist und 
durch die Bewilligung die Beschäftigung 
mit grosser Wahrscheinlichkeit gesichert 
wird. Während für die Erteilung einer 
vorübergehenden Ausnahmeerlaubnis 
gemäss Art. 19 Abs. 3 ArG die kantona-
len Behörden zuständig sind, obliegt 
es dem Bund, dauernde oder regelmäs-
sig wiederkehrende Sonntagsarbeit im 
Sinne von Art. 19 Abs. 2 ArG zuzulassen.

Das Gesuch von X. bezog sich auf den 
Karfreitag, den 22. April 2011. Es han-
delte sich um eine vorübergehende An-
frage um Arbeitserlaubnis, die als solche 
zu Recht den zuständigen kantonalen 
Behörden vorgelegt wurde. Das Gesuch 
kann somit nicht im Hinblick auf Art. 19 
Abs. 2 ArG untersucht werden.

4. X. beklagt sich des Weiteren über 
eine Verletzung der Wirtschaftsfreiheit. 
Sie ist der Ansicht, dass das mit dem 
Arbeitsgesetz beabsichtigte Ziel des 
öffentlichen Interesses im vorliegenden 
Fall nicht in Betracht zu ziehen sei, da 
alle ihre Mitarbeiter einverstanden wa-
ren, am Karfreitag zu arbeiten, was ihnen 
und den in Frankreich wohnhaften Fa-
milien umso leichter fiel, als es sich im 
Nachbarland nicht um einen Feiertag 
handelte.

Die Bundesverfassung gewährleistet 
die Wirtschaftsfreiheit mit Art. 27. Nach 
Art. 36 BV bedürfen Einschränkungen 
von Grundrechten einer gesetzlichen 
Grundlage und müssen durch ein öffent-
liches Interesse oder durch den Schutz 
von Grundrechten Dritter gerechtfertigt 
sein. Ausserdem ist der Grundsatz der 
Verhältnismässigkeit zu berücksichti-
gen.

Das Arbeitsgesetz stützt sich auf ver-
schiedene Verfassungsbestimmungen, 
darunter insbesondere Art. 110 Abs. 1, 
lit. a und b, worin die Befugnis des Bun-
des festgehalten ist, Vorschriften zum 
Schutz der Arbeitnehmer zu erlassen. 
Die Beschränkungen der Wirtschafts-
freiheit, die das Arbeitsgesetz betref-
fend das Arbeitsverbot für Sonn- und 
Feiertage vorsieht, sind also nicht nur 
gesetzlich abgesichert, sondern grei-
fen auch auf die Bundesverfassung zu-
rück. Das Sonntagsarbeitsverbot dient 
dem gesellschaftspolitischen Zweck, der 
Arbeiterschaft mehr Freizeit einzuräu-
men. Da X. ein Schweizer Betrieb ist und 
auf Schweizer Boden steht, muss sie sich 
unserer Landesgesetzgebung unterord-
nen und kann unter dem Vorwand, dass 
sie ihre Geschäfte hauptsächlich im 
Nachbarland abwickelt, keine schwei-
zerischen Feiertage abschaffen. Es ist 
auch nicht einzusehen, inwiefern das Ar-
beitsverbot für einen bestimmten Fei-
ertag dem Grundsatz der Verhältnis-
mässigkeit zuwiderlaufen könnte.

Der Einwand der Verletzung der Wirt-
schaftsfreiheit ist abzuweisen.

Urteil des Schweizerischen  
Bundesgerichts, 17. März 2012 
(2C_892 /2011)
(Übersetzung aus dem Französischen)
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